
Ausbau des Schienennetzes ist dringend nötig

Mit dem Sondervermögen unterstützt die Bundesregierung die Sanierung des in die

Jahre gekommenen Bahnnetzes in Deutschland. Um den ebenso nötigen Neu- und

Ausbau des Schienennetzes steht es dagegen schlecht: Zahlreichen Bahnprojekten

droht der Stillstand, weil der Bund nicht ausreichend Geld bereitstellt. Allein seit der

Bahnreform sind etwa 4000 km Schienennetz weggefallen. Der Zubau der letzten

Jahre entwickelt sich nur sehr verhalten. Im selben Zeitraum ist die Beförderungslei-

stung der Bahn eindrucksvoll gestiegen: im Personenverkehr von ca. 71 Mrd. Perso-

nenkilometern (Pkm) 1995 auf ca. 110 Pkm und im Güterverkehr von ca. 70 Mrd.

Tonnenkilometern (tkm) 1995 auf etwa 135 Mrd. tkm. Bei einem weiteren progno-

stizierten Wachstum von bis zu 64 % im Personen- und bis zu 39 % im Güterver-

kehr bis 2040 kommt das ohnehin überlastete Streckennetz ohne Ausbau und Mo-

dernisierung an seine Grenzen. Mehr dazu auf S. 2.

PolitikBrief Nr. 2|2026Sanieren ist wichtig – aber nicht genug

Dass Deutschland ein Sanierungsfall ist, lässt

sich neuerdings in Bonn besichtigen. Die

Sperrung der Friedrich-Ebert-Brücke ist eine

Katastrophe für die Region. Eine rasche und

umfassende Sanierungsstrategie für unsere

Infrastruktur ist daher die „conditio sine 

qua non“ für unseren gesellschaftlichen 

Zusammenhalt. Doch klar ist auch: Wir 

brauchen mehr, neben der Sanierung den

Neu- und Ausbau und die Modernisierung. 

Dies gilt für Lückenschlüsse im Autobahn-

netz und den Ausbau stark überlasteter

Knoten ebenso wie für die Bahn, die Was-

serstraße und die Häfen. Die Ergebnisse der

„Fulda-Runde“ zum Bedarfsplan der Bahn

stimmen nicht optimistisch. Wenn wir den

Anforderungen steigender Verkehre begeg-

nen wollen, dann darf Ausbau nicht zum

Unwort werden. Der Anspruch der dritt-

größten Volkswirtschaft der Welt muss sein,

dass wir unsere Kapazitäten entsprechend

dem Bedarf erweitern. 

Wesentlich wird dabei auch die Digitalisie-

rung der Infrastruktur und die Automatisie-

rung der Prozesse sein. Es gilt die Regel: Je

besser wir die vorhandene Infrastruktur 

nutzen, umso weniger müssen wir bauen.

Dass digitale Komponenten bei der Aus-

schreibung von Infrastrukturprojekten von

vornherein berücksichtigt werden, erspart

die spätere teure Nachrüstung. Eine Förde-

rung der Prozessautomatisierung z. B. im 

Bereich von Fluggast- und Frachtkontrollen

ist eine Maßnahme, die sich auch für die 

öffentliche Hand auszahlt.

Es gilt also: Sanieren ist wichtig, aber Aus-

bau und Modernisierung gehören zum Paket

dazu. Erst aus diesem Dreiklang entsteht ein

harmonischer Akkord!

Ihr
Dr. Pierre Dominique Prümm
DVF-Präsidiumsvorsitzender
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� Betriebslänge  � Personenverkehr in Pkm  � Güterverkehr in tkm
Quellen: Umweltbundesamt und Bundesnetzagentur

Eisenbahnnetz vs. Verkehrsleistung auf der
Schiene in Deutschland
Streckenlänge umfasst Betriebslänge in 1.000 km, Schienenverkehrs   -

leistung in Personenkilometer Pkm und in Tonnenkilometer tkm
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Warum Deutschland Aus- und Neubau braucht

Die Verkehrsinvestitionen des Sondervermögens Infrastruktur und Klimaneu-

tralität fließen zum größten Teil in die Sanierung des Schienennetzes und in

die Tunnel- und Brückensanierung der Autobahnen. Besonders für die Schiene wer-

den nominal Mittel in Rekordhöhe bereitgestellt. Die Wasserstraße ist nicht berück-

sichtigt. Doch Aus- und Neubau braucht es auch.

Wer sich die Störungen im Schienennetz

und Sperrungen wichtiger Autobahnbrücken

ansieht, kommt zu dem Schluss, dass Sanie-

rung dringend nötig ist. Erhalt vor Neubau

ist nach Jahrzehnten, in denen hauptsächlich

Bänder durchgeschnitten wurden, eine öko-

nomisch wie ökologisch sinnvolle Formel.

Doch Aus- und Neubau sind nicht unwichtig

geworden und dürfen auch nicht gegen den

Erhalt ausgespielt werden. Deutschland

muss in Zukunft steigende Verkehrsströme

bewältigen. Nach der Verkehrsprognose

2040 des Bundes wird die Güterverkehrs -

leistung von heute an um zwei Drittel zu-

nehmen, der Personenverkehr um etwa 40

Prozent. Als zentrale Drehscheibe Europas ist

Deutschland in das Transeuropäische Ver-

kehrsnetz (TEN-T) eingebunden und hat sich

verpflichtet, grenzüberschreitende Verbin-

dungen auszubauen, Engpässe zu beseitigen

und wichtige Verkehrsachsen zu vervollstän-

digen. 

Der Erhalt bestehender Infrastruktur wird 

für diese Aufgaben allein nicht ausreichen.

Vielmehr sind gezielte Aus- und Neubau-

maßnahmen erforderlich. Diese betreffen 

Ersatzneubauten, Strecken, Knoten, Lücken-

schlüsse, Umschlag- und Abladean lagen,

Elektrifizierung und Digitalisierung – bei 

allen Verkehrsträgern.

Für diese Zukunftsanforderungen ist

Deutschland nicht gut aufgestellt. Die Mittel

im Kernhaushalt (EP 12) bleiben bestenfalls

nominal stabil, im Klartext: Sie sinken real.

� Beispiel Bahn: Nach Auskunft der Bun-

desregierung wird im Neu- und Ausbau

kein einziges Bahnprojekt weiter geplant

oder gebaut, welches das Ende seiner 

aktuellen Planungsphase erreicht hat – das

ist das Ergebnis der sog. Fulda-Runde. Die

Planungsteams werden von den Projekten

abgezogen, damit geht sämtliches Wissen

verloren.

� Beispiel Straße: Die Eckwerte zum Bun-

deshaushalt 2027 sehen eine Anhebung

der Straßenbauinvestitionen um nominal

100 Mio. Euro bzw. knapp ein Prozent vor.

Abzüglich der allgemeinen Preissteigerung

bedeutet dies einen realen Investitions-

rückgang.

� Beispiel Wasserstraße: Nach Angaben

des Bundesministeriums für Verkehr ergibt

die mittelfristige Finanzplanung für den

Zeitraum 2026 bis 2029 im Wasserstraße-

netat einen nicht gedeckten Mehrbedarf

von rund 2,8 Mrd. Euro. Für das Haus-

haltsjahr 2027 wird die Lücke zwischen 

Finanzplanung und Bedarf für die Wasser-

straße im Bundeshaushalt voraussichtlich

bereits über 700 Mio. Euro betragen.

In allen Fällen dürfte dies dazu beitragen,

dass wichtige Projekte im Bereich Aus- und

Neubau nicht beplant bzw. die Planungen

abgebrochen werden. Dies führt nicht nur

zu großen Kostensteigerungen, sondern

auch dazu, dass die Projekte das Stadium

der Baureife nicht erreichen. Wenn die Bun-

desregierung das Versprechen abgibt, alles,

was baureif sei, werde auch gebaut, dann

verschweigt sie, dass sie selbst es in der

Hand hat, Projekte zur Baureife zu führen. 

„Sanierung und Neubau sind keine Gegensätze, sondern zwei Seiten
derselben Medaille, wenn es um die Schaffung eines zukunftsfähigen,
grenzüberschreitenden und resilienten Verkehrsnetzes geht.“ 
Dr. Heike van Hoorn, DVF-Geschäftsführerin

Foto: © DB AG, Michael Neuhaus

Wichtige Aus- und Neubauprojekte:

Schiene: Neubaustrecke Hamburg-Hannover,

Brenner-Nordzulauf, Knoten Frankfurt,

ERTMS-Rollout

Straße: Lückenschluss A20, A3 Frankfurt-

Würzburg, A 1 Fehmarnbelt-Hinterlandanbin-

dung, A 39 Lüneburg–Wolfsburg

Wasserstraße: Nord-Ostsee-Kanal, Mosel-

schleusenprogramm, Niedrigwasserprogramm

Mittelrhein, 5. Schleusenkammer Brunsbüttel



Autobahn GmbH zukunftsfest machen

Die Sperrung der Bonner Nordbrücke ist das jüngste Warnsignal, dass es um

die Straßenverkehrsinfrastruktur in Deutschland schlimmer steht als bisher

bekannt. Die massive Unterfinanzierung der letzten Jahrzehnte ist die Ursache für

den Verfall von Straße, Schiene und Wasserstraße. Mit einer Änderung des Errich-

tungsgesetzes der Bundesfernstraßengesellschaft und des Bundesfernstraßen-

mautgesetzes soll die notwendige Planungssicherheit zumindest teilweise er-

reicht werden. Ein guter Weg, der konsequent weitergegangen werden muss.

in die Resilienz des Netzes wird sich die 

In vestitionslücke nur langsam schließen. 

64 Milliarden Euro Finanzbedarf

Die Bundesfernstraßen benötigen 2,5 Mrd.

Euro jährlich allein für die Brücken moderni -

sierung. Aufgrund gestiegener Baukosten

besteht ein Finanzierungsbedarf für Erhalt,

Neu- und Ausbau bis 2030 von ins gesamt

rund 64 Mrd. Euro. Hierin sind noch keine

Puffer für unvorhergesehene, aus Gründen

der Verkehrssicherungspflicht vorzuziehende

Maßnahmen wie die Bonner Nordbrücke,

enthalten. 

Um eine Trendwende bei der Verkehrsinfra-

struktur einzuläuten, müssen Maßnahmen,

Finanzbedarf und langfristig verbindliche

Mittelzuweisungen exakt aufeinander ab -

gestimmt werden. Infrastrukturplan und 

finanzielle Planungssicherheit mit Über- und

Mehrjährigkeit sind wichtige Eckpunkte. Die

neue Finanzierungsstruktur für die Bundes-

fernstraßen muss sich daran messen lassen.

Gleichzeitig muss die Beschaffungsseite der

Autobahn GmbH Spielräume für partner-

schaftliche Modelle und innovative Ansätze

wie Projektbündelungen und serielle Bau -

weisen erhalten. Auch das gehört zum not-

wendigen Gesamtpaket.

Drei Expertenkommissionen haben sich in

den vergangenen 27 Jahren mit dem Thema

Verkehrsinfrastrukturfinanzierung befasst.

Die Ergebnisse decken sich: Die Verkehrs-

wege sind in einem kritischen Zustand, der

drohende „Point of no return“ rückt näher.

Die Lösung wird vor allem in einer planungs-

sicheren über- und mehrjährigen Finanzie-

rung gesehen, beispielsweise über Fonds

oder langfristige Finanzierungsvereinbarun-

gen. Doch immer noch fehlt ein politisch 

gesetztes Zielbild für die Verkehrsträger, 

welcher Entwicklungsstand der Verkehrs -

infrastruktur erreicht werden soll und wie

die Investitionen dazu beitragen.

Versprochene Strukturreformen müssen

kommen!

Der Koalitionsvertrag verspricht Struktur -

reformen, die die notwendige Planungs -

sicherheit für die Verkehrsträger schaffen

sollen. Dazu gehören der Finanzierungskreis-

lauf Straße und eine begrenzte Kreditfähig-

keit der Autobahn GmbH des Bundes. Das

DVF hat dazu im November 2025 Vorschläge

in seinem Infrastruktur-Pakt für Deutschland

erarbeitet. Erste Rohentwürfe der gesetz -

lichen Grundlagen weisen in die richtige

Richtung, müssen aber weiterführen.

Die Eckpunkte:

� Feste jährliche Zuweisungen von zunächst

2 Mrd. Euro aus dem Bundeshaushalt, 

verbunden mit einer Dynamisierung.

� Teilweise Mautzuweisung von rund 5 Mrd.

Euro in 2028 über ein Nutznießungsrecht

an die Autobahngesellschaft mit Auf -

schlag der USt für diesen Anteil.

� Begrenzte Kreditermächtigung der Auto -

bahngesellschaft.

� Finanz- und Maßnahmenplan ähnlich der

für die Schiene vorgesehenen Kombina-

tion aus LV InfraGo und InfraPlan.

Insbesondere der Finanz- und Maßnahmen-

plan, die feste Zuweisung und Dynamisie-

rung von Finanzmitteln und die begrenzte

Kreditermächtigung wären sinnvolle Maß-

nahmen, könnten jedoch keine vollkommene

Planungssicherheit ermöglichen. Das Thema

Öffentlich-Private-Partnerschaften wird in

den Entwürfen ausgeklammert, auch hierfür

ist eine langfristige Finanzierungsperspektive

notwendig. Bei den festen Mautzuweisun-

gen bleibt unsicher, wie sich das Mautauf-

kommen entwickelt und in welcher Höhe

Nachschussbedarf besteht. Denn klar ist: 

Angesichts der umfassenden Sanierungs -

aufgaben und notwendigen Investitionen 
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„Deutschland braucht jetzt eine transparente, langfristig verbindliche
Finanzierungsstruktur für die Verkehrswege sowie eine zeitgemäße,
innovative partnerschaftliche Beschaffung. Ein „weiter so“ ist nicht
verhandelbar.“ 
Dr. Florian Eck, Sprecher der DVF-Geschäftsführung

https://www.verkehrsforum.de/de/service/positionen/2025-11-20-infrastruktur-pakt-fuer-deutschland


Für die Hersteller ist die Technologieführer-

schaft entscheidend. Es geht darum, essen-

zielle Wertschöpfungsanteile an den Flug-

zeugprogrammen zu sichern, die in den

nächsten Jahrzehnten eine Schlüsselstellung

einnehmen. Zu Recht stellt die Bundesregie-

rung in der Luftfahrtstrategie fest: Die näch-

ste Single-Aisle-Generation einschließlich zu-

gehöriger Triebwerkstechnologien ist eine

entscheidende Wegmarke für den Luftfahrt-

industriestandort Deutschland insgesamt.

Wichtige Bausteine sind der Ausbau der 

Systemfähigkeit und die gezielte Weiterent-

wicklung des Luftfahrtforschungsprogramms

des Bundes. Dafür enthält die Luftfahrtstra-

tegie die Blaupause. Jetzt kommt es auf den

Vollzug an.

Flughäfen und Airlines

Für die Flughäfen und Airlines ist die Aus-

gangslage weniger erfreulich. Die hohen

staatlichen Standortkosten haben zu einer

Schieflage im Wettbewerb zu Lasten der

deutschen Luftverkehrsunternehmen ge-

führt. Der Abbau vor allem der europäischen

und innerdeutschen Flugverbindungen ist

ein klares Warnzeichen. Die negativen 

Effekte treffen das ganze deutsche Luft -

verkehrssystem – auch die Hubs.

Mit der Absenkung der Luftverkehrsteuer

und der Aufhebung der deutschen Sonder-

regelung beim PtL-Kerosin hat der Gesetz -

geber konkrete Gegenmaßnahmen einge -

leitet. Um den Trend zu drehen, wird das

aber nicht ausreichen. Es muss mehr Ent -

lastung und Bürokratieabbau bei den Unter-

nehmen ankommen. Das betrifft nicht nur

die Luftverkehrsteuer. Der Bund sollte jetzt

die Basiskosten für die Flugsicherung und

die Luftsicherheitskontrollen übernehmen.

Sicherheit, Resilienz und Abwehr von An -

griffen sind Kernaufgaben des Staates. Die

damit verbunden Kosten steigen. Sie dürfen

nicht weiter 1:1 den Luftverkehrsunterneh-

men aufgebürdet werden.

Bürokratieabbau, Digitalisierung und 

Automatisierung

Hinzu kommen dringend notwendige

Schritte beim Bürokratieabbau, bei der Digi-

talisierung und Automatisierung. Es gibt be-

trächtliche Effizienzpotenziale bei den Flug-

gast-, Sicherheits- und Frachtkontrollen, bei

den Schnittstellen zum Zoll und anderen 

Behörden. Diese müssen jetzt dringend ge-

hoben werden, damit der Standort für inter-

nationale Verkehre wieder attraktiver wird.

Das berühmte Gold-Plating der europäischen

Vorgaben darf nicht fortgeführt werden.

Alle Prozesse müssen auf den Prüfstand – 

allen voran das aufwändige Erhebungsver-

fahren, das sich Deutschland bei der Einfuhr-

umsatzsteuer leistet.

Klimaschutz und Wettbewerb

Last but not least: Die deutsche Luftfahrt

braucht volle Unterstützung beim Thema 

Klimaschutz und Wettbewerb. Das Wieder-

aufgreifen des Förderprogramms der Bun-

desregierung für PtL-Kerosin und die geplan-

ten Maßnahmen im Sustainable Transport

Investment Plan der EU sind gute Zeichen.

Das kann aber nicht darüber hinwegtäu-

schen, dass die praktischen Fragen beim

Thema SAF – nämlich Verfügbarkeit, Preis

und fairer Wettbewerbsrahmen – ungelöst

sind. Die deutschen Airlines, Flughäfen und

Hersteller setzen auf saubere Flugkraftstoffe.

Aber im regionalen Alleingang wird diese

Reise nicht gelingen. Die EU und die Mit-

gliedstaaten müssen deutlich mehr tun, um

einen funktionierenden SAF-Markt und faire

Rahmenbedingungen für die europäischen

Carrier zu gewährleisten.
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„Die Bundesregierung darf dieser Entwicklung nicht tatenlos zusehen.
Die Rücknahme der letzten Erhöhung der Luftverkehrsteuer reicht als
Signal an die Airlines nicht aus. Es muss deutlich mehr Entlastung und
Bürokratieabbau bei den Unternehmen ankommen.“ 
Dr. Heike van Hoorn, DVF-Geschäftsführerin

Bewertung der Nationalen Luftfahrtstrategie 

Die Nationale Luftfahrtstrategie ist beschlossen. Bundeskanzler Friedrich Merz

hat die Kernpunkte der neuen Strategie bei seiner Rede auf der ILA ausgeführt.

Das Deutsche Verkehrsforum begrüßt das klare Bekenntnis zum Luftfahrtstandort

Deutschland mit Nachdruck! Allerdings muss noch einiges mehr passieren, damit die

gewünschte Stärkung der Luftverkehrswirtschaft Realität wird. Ob das Glas halb voll

oder halb leer ist – diese Frage hängt auch davon ab, von welchem Teil der Branche

die Rede ist.
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